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Die neue Welt.
Von Bau

Eine jede Zeit hat ihre besonderen Aufgaben. Sorgen wir, daß

wir den unsrigen gersM-werdenI Zu alle» Zeiten haben die Aelteren

von den kommenden Geschlechtern erwartet, daß diese jene Aufgaben

lösen werden, die sie selbst nicht erfüllen konnten oder die sie noch

gar nicht erkannt hatten. Das Wort, daß jede Zeit ihre besonderen

Aufgaben hat, hat aber noch eine andere Bedeutung. Karl Marx

hat gesagt, die Ueberlieferungen der Alten lasteten wie ein Alp auf

dem Gehirn der Menschen. Sache der Iugend ist es, dieses Blei¬

gewicht <bei aller Hochschützung des überlieferten Wissens) von sich

abzuschütteln, sich insofern geistig freizumachen, als sie neue Bahnen

geht. Diese Last der Ueberlieferungen zeigt sich auch bei den Berufs¬

gruppen. Der Zentralverband der Angestellten hat sich in den ver¬

gangenen Jahrzehnten dauernd bMüht, gewerkschaftliche und sozial¬

politische Ideen unter die Handlungsgehilsen zu tragen — aber nur

nach und nach ist dies^ möglich gewesen, weil die Handlungsgehilfen

eben eine alte,, von alten Ueberlieferungen beseelte Berufsgruppe

waren. Die Berufsgruppe,der technischen Angestellten ist ^vielmehr
ein Erzeugnis der Neuzeit und daher von Anfang an den neuen

tiewerkschaftlichen und sozialen Notwendigkeiten empfänglicher ge¬

wesen. -

,

Der neuen Zeit ist der AfA-Bund weiterhin gerecht geworden, als

er auf seinem Gründungstage zu Düsseldorf 1S21 in sein Programm

einen Satz aufnahm, der von der Notwendigkeit des wirtschaftlichen

Sozialismus spricht. .
,

Die sozialistischen Ideen sind nicht neu. Neu war im Jahre 19Z1,

daß der AfA-Bund sie ausdrücklich anerkannte. Was heißt es, den

„wirtschaftlichen Sozialismus" anzuerkennen? Der Handwerksmeister

von ehemals arbeitete für seinen .eigenen Betrieb. In unserem

kapitalistischen Zeitalter arbeitet der Angestellte oder Arbeiter für

den Betrieb eines oder mehrerer Kapitalisten: er arbeitet also für

den Betrieb anderer. Der Sozialismus will, daß die Betriebe,

sür die wir arbeiten. Eigentum der Allgemeinheit werden.

Die geisttgen Vorkämpfer dieses sozialistischen Zieles in Deutsch¬

land waren Karl Marx und Ferdinand Lassalle. Karl

Marx glaubte ebenso wie. sein intimer Freund Friedrich

Engels, die soziaUstifche Wirtschaftsordnung könne erreicht werden

dadurch, daß die Angestellten und Arbeiter die politische Macht im

Staate erobern und dann von Gesetzes wegen ihre wirtschaftlichen

Ideale dekretieren Ferdinand Lassalle wollte zunächst „den Arveiter-

ftand zu feinem eigenen Unternehmer machen'', und" zwar durch

ProduktivgenossenZchasien, die vom Staate zu fördern seien. Marx

und Engels meinten, die weiter fortschreitende Entwicklung dränge

mit Naturnobwendigkeih also von selbst, auf die Umwandlung

in die sozialistische Wirtschaftsordnung. Jn der Entwicklung zu den

Großbetrieben sahen sie die Vorbereitung zum Sozialismus. Man

hat ihnen deswegen oft vorgeworfen, sie bekämpften den aus den

Kleingerverbetreibenden bestehenden Mittelstand. Das war falsch:

die wahren BekMpfer dieses Mittelstandes waren die Kapitalisten,

l Lange.

die ihre einzelnen Betriebe immer inehr vergrößerten un« sie schließ¬

lich zu Konventionen, Syndikaten und Trusts veretnigle». Marx

und Lassalle unterschieden fich also insofern, als der erstere vermeinte,

die kcwitalisti'che Entwicklung sei die beste Vorbereitung zur socialisti¬

schen Wirtschaftsordnung, wogegen dcr andere oon dem Gedanken

ausging, zur Aorbereltung der sozialistischen Wirtschaftsordnung

seien positive wirtschaftliche Handlungen durch die Angestellten und

Arbeiter ersorderlich.
Fünfundreißig Jahre nach dein Tods Karl Marx' hatte in Deutsch»

land die Arbeiterschaft im November 1918 die politische Macht. Nie¬

mand wird behaupten, daß sie ernstlich versucht hätte, die s»^

zialistische Wirtschaftsordnung durchzufübren. Die Sozialifierungs-

gesetze vom Jahre 1919 (Kohlenwirtschaft usw.) huben durchaus nicht

sozialistische Wirkungen erzielt, weil dec sozialistische Geist unter den

Arbeitern gefehlt hnt. Diese Soztalificrungsgefetze vereinten di«

Arbeitgeber und Arbeitnehmer eines Berufszweigss zum

gemeinsamen Kampfe gegen die Verbraucher durch Preiserhöhun¬

gen. Die Verbraucher aber sind die Allgemeinheit. Die Kommunisten

in Rußland huben versucht, den Sozialismus durch Dekrete in die

Tat umzusetzen: sie haben sich dort in dcr politischen Muchl be¬

hauptet, aber diese Macht reichte nicht ans, die sozialistische Wirt¬

schaftsordnung herzustellen Die deutsche Arbeiterschaft hat die poli¬

tische Macht sehr schnell verloren: sie ist infolgedessen erst rccht nicht

in der Lage gewesen, zu sozialisicren. Daher legt man sich heute

die Frage oor, ob es genug sein kann, aus den Tog zu warten, an

dem die Arbeiterschaft, einschließlich der Angestellten, wiedcr cinmal

im Besitz der politischen Macht ist und an dsm sic dann versuchen

könnte, den im AfA-Programm geforderten wirtschaftlichen Sozialis¬

mus durchzuführen. Die Gedanken schweifen vielmehr zu Lassalle zurück,

der auch das positive wirtschaftiiche Handeln forderte, mie es zum

Teil in den 5ronsumgenossenjchuften und in den Sozialen Bauhütten

zum Ausdruck kommt, die namenilich von sein Deutschen Bau-

gerverkschaftsbund gestützt werden.

Die Angeftellten und Arbeiter müssen aufhören, alles vorn Ge¬

setz und oon dem Gesetzgeber zu erwarten. Es ist namentlich in den

letzten fünf Jahren üblich geworden, noch dem Gesetzgeber zu

schreien und von ihm zu glauben, daß er von selbst Sozialpolitik im

Sinne der Gewerkschaften treibe, daß er von selbst ein« sozialistische

Mrtschastspolitik beginne In diesem Schrei nach dem Gesetzgeber

offenbart sich eine gewaltige Überschätzung des Parlamentarismus,

Wir müssen auch hier auf Lassalle zurückgehe,,. Lassalle war der

entschiedenste Vorkämpfer des allgemeine«^ gleichen Wahlrechts; er

war aber auch derjenige, der seinen Zeitgenossen begreiflich machte,

daß man nicht ein beschriebenes Stöck Papier als eine Verfassung an¬

sehen dürfe. Er sagte, die Verfassung sei nichts anderes als die Ge¬

samtheit der tatsächlichen Machtverhältnisss im Lande. Cr nannte

dte Börse, die Banken, die Industriellen, das Militär, die Kanonen

einzelne Siiicke der Berfassiing. Im Parlamentarismus sah er ein
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Mittel, durch das die tatjüchlichen MachwerMwige zum Ausdruck

kommen köimten. Niemals aber hat er die Sache so dargestellt,
als ob der Parlomentarismus lMst eme Kraftquelle sei, was. Kider

heutzutage vielfach geglaubt wird. In diesem Wahn liegt auch die

-derzeitige Schwäche der Angestellten und Arbeiter im Wirtschafts»

leben begründet. Wie viele haben schon geglaubt, daß sie der Ge»

wcrlschastcn als Mittcl zur Durchsetzung ihrer sozmlpolitistheri Förde»

xuiizc!. nicht mehr bedürften — des mache ja alles der Reichstag!

Der Gesetzgeber aber tut nichts, wozu cr nicht durch eine außerhalb

des Parlaments besindliche Macht getrieben wird. Und da gegen»

«artig die Gewerkjch«tcn verhüttinsmäßig schwach sind, muß auch

dasjenige ftir die Aiigcstellten und Arbeiter durchaus unbefriedigend

aussallen, was die Gesetzgebung tut.

Dies gilt nicht iu» sür dte sozialpolitifchen Forderungen. Dies

gilt crst recht auch für die WirtZchastspolitik. Die Unternehmer lMbeu

imsächlich dic Machtmittel: dte Fabriken, die Maschinen, die wirt»

schnstlichcr, Kenntnisse. Infolgedessen «herrschen sie das Wirtjchasts»

leben. Sie sind daher auch in der Lage, die Wirkungen der gesetz¬

geberischen Maßnahmen im voraus zu berechnen, sie abzu¬

schätzen. Die Angestellten und Arbeiter merken diese Wirkungen

c.st crft monatelang hinterher.
kaun keine soziaiistiiche Wirtschastspolitik getrieben werden,

ohne daß die Angestellten und Arbeiter vorher selbst Wirtschafter
nodcn. Die Ansänge sind gemacht worden in den erwähnter,

jkcnsumgsnosscnschasten, den Sozialen Bauhütten;.aber diese Anfänge

sind noch viel zu klein. Der Wunsch allein kann keine neue Wslt

bcm.cn. Das Reden im Parlament tuts ebensowenig. Zu dem Willen

muh die Macht kommen. Zu der Macht gehört die Tat. Es handelt

sich darum, den Ardeitnehuiern klar zu machen, daß ste durch ihren
Beitritt zur Gewerischast ihren Willen für eine Verbesserung

ihrcr Lebenslage zuin Ausdruck bringen müssen. Haben fie diesen

Willen zum Ausdruck gebracht, indem sie Gewerllchaster geworden

sind, fo haben sie in dieser Vereinigung auch ihre Macht aufgebaut.
Und diese Macht vermag dann mit den gewerkjchajllichen Kampf¬
mitteln auch Taten zu erzielen, die vom Parlament anerkannt und

beachtet werden müssen. Dasselbe gilt für die Wirtschaftspolitik.
Dcr Arbeitnehmer muß erkennen, daß er nicht nur dem Arbeitgeber

gegenüber andere Interessen hat, er muß auch wissen, daß er als

Vcrl raucher die gleichen Ziele hat wie alle Arbeitnehmer. Neben

den Berussegoismus mutz die Idee des Zusammenwirkens aller

treten. Auf dem Wegs über die Wirtsch-a-jtsbetriebe der Verbraucher
werdsn die Angestellten und Arbeiter auch den notwendigen Embtick

üi das gesamte Wirtschajtsgstrivbe und in dic Gesetze erlangen, die

es bewegen.
Nicht taknlos hoffen, sondern tätig wirken — so ersteht die

>,,'!!- WcltI

fiLZisöilöung unö Wucherbekmnpfung.
Von W. StäHr.

Die unerhörten Vorgänge auf dein Gebiete der Preisbildung
heben bei einer großen Anzahl der Verbraucher einen Fatalismus
ausgelöst, der untsr normalen wirtschaftlichen Verhältnissen un»

denkbar gewesen wäre. Schon vor dem Erscheinen des wertbestän¬
digen Geldes war die Preisbildung ganz der Willkür dsr Produ¬
zenten und des Handels überlassen; im Taumel der Nullen war das

Unmöglichste zur Möglichkeit geworden. Der ganze ungesunde Auf¬
bau zeigte sich aber niit aller Deutlichkeit bei der langsamen Ein»

sühnmz ivertbcständiger Zahlungsmittel. Zunächst einmal be¬

scheiden hintenherum, bald aber in aller Oeffentlichkeit. konnte man

Warcn dcs täglichen Bedarfs bei dem gleichbleibenden Wert der

Papisrmark um dis Hälfte billiger erholten, wenn man zu den

Glücklichen zählte, die schon mit wertbeständigen Zahlungsmitteln
ausgerüstet waren. Die rein spekulative Einstellung eines großen
Teiles unserer Geschäftswelt zeigt sich am besten in der Tatsache,
daß man in den letzten Tagcn untsr deni Eindruck der Besserung
des Markkurses schon wieder lieber Papiermark cm Stelle wert»

beständigen Geldes in Zahlung zu nehmen geneigt war. Alle be¬

hördlichen Maßnahmen gegen dicse unerhörte Ueberoorteilung der

Konsumenten müssen erfolglos bleiben, solangs die Verbraucher ihre
Beteiligung an der Bekämpsung der betrügerischen Manipulationen
versagen. Der Präsident des Landespolizeiamtes beim Ministerium
dcs Innern hat wisderhalt um Unterstützung seiner Organe bei der

ichwiermen Ausgab« der Wucherdekämvfung ersucht. Der Erfolg
diescr Bemühungen ist znm Schndcn der Verbraucher nicht best«,
digend ausgesallen.

Unter dem 8. Noveniber 1923 ist eine Berordnung — 3 I^v, ISSS
-4 23 — betr. Neue B«stimimmg«n zur Wucherbekömpfimg erlassen

«eorden, I» M die m<chg«l««^ Kalkulation und die Geltungsdauer
derxfestgelegte» Preise für öen Einzelhandel bekanntgegeben mird.

DK Ermäßigung der Handelsspanne durchzuführen, ist Aufgabe
der PreisprMUNgsstelleu. Die Polizeiorgans sind angewiesen,
streria darauf zu achten, daß beim

, Sinken dss Dollars sosort die

Preise entfprecheno dem niedrigeren Multiplikator eingesetzt werden.

Die Festsetzung der Grundpreise darf aus keinen Fall der Willkür

der Bsrknuser überlafssn blcibcn. sie müssen on Hand der Ge¬

stehungskosten ermittelt, sein. Es wird besonders daraus hinge¬
wiesen, daß die ausländische Spekulation in Mark keinen Maßstab

für den wirklichen Wert der Mark darstellt. Nach einer Berord¬

nung des Reichspräsidenten stnd vertragliche Verpflichtungen, nach
dem c-uslöndischsn Stand der deutschen Mark Zahlung zu leistrn,

rechtsungültig. Besonderes Augenmerk haben die polizeilichen
Organe auf die Annahme oon Papisrmark im geschästlichen Verkehr

zu richten. Gefängnis, und sogar Zuchthausstrafen werden neben

der Beschlagnahme des Vernwgens den Angeschuldigten in Aussicht
gestellt.
Bet dem Haudel mit Wchl und Backwaren ist aus das verabfolgte

Gewicht zu achten. Die Behörde kann nach 88 73, 74 der Gewerbe¬

ordnung die notwendigen Verordnungen «lassen. Zum Schluß

heißt es In der Verordnung:
«Im übrigen ist auf die Mitwirkung der Vnbraucher bei der

Wucherbekämpsung Immer wieder hinzuwirken und überall dort,

wo noch nicht Meldestellen im Sinne der Verfügung vom

16. Januar 1923 (MBliV. S. 6S) eingerichtet sind, mird dies mög¬

lichst baH zu erstreben sein. Die Verbraucher werden nach Ein¬

führung de^ Goldmarkberechnung den Poliznbehörden besondere
Unterstützung leisten können, wenn sie die HändKr zur Anzeige

bringen, voelche beim Sinken des Dollars mit ihren Preisen nicht

sofort ent prechend heruntergehen oder, welche ihre Goloprei e

andern, ohne daß cin berechtigter Anlaß dazu vorliegt. Es wird

zweckmäßig fein, wenn sich die PolizeidehÄden in diesem Sinne

an die Vertrauenskommisstonen der Verbraucher und an diese
unmittelbar durch öffentliche Kundgebung wenden."

Im Interesse der Verbraucher und der gerade jetzt mit den

schwierigsten nirlschoftlichcn Verhältnissen kämpsendsn Arbeit¬

nehmerschast empfehlen wir unseren Mitgliedern die Unterstützung
aller Körperschaften, die ernsthast bemüht sind, Ueberoortelluirgen

durch gewissenlose Jnteressentengruppen und Elnzelperjonen ent¬

gegenzutreten.

Keuelnteilung öer -Schllchterbezlrke.
Das Nelchsarbeitsministerium hat nunmehr geinäß Artikel I

§ 2 der Schlichtungsverordnung vom 30. Oktober 1923 die Schlichter»

bezirke abgegrenzt. Die Einteilung ist aus nachstehendem Ver¬

zeichnis ersichtlich:

Schlichtcrbezirk Sitz des Schlichters

Schleswig'yolstein. Lübeck, ZNecklenburg:
Schleswig-Holstein, Freistaat Lübeck,

Landesteil Lübeck, Mecklendurg-Sire-
litz, Mecklenburg-Schwerin.

yamburg:
Freistaat Hamburg, einschließlich der¬

jenigen Streitigkeiten, die zwar das

Staatsgebiet Hamburg überschreiten,
sich aber innerhalb des Wirtschafts¬
gebietes Groß-Hamburg halten.

Hannover:
Hannover, Freistaat Braunschweig.
Freistaat Oldenburg, Freistaat Bre¬

men. Freistaat Schaumburg-Lippe,
Freistaat Lippe, Grafichast Schaum¬

burg. Kreis Minden, Kreis Lübbecke.

Westfalen:
Westfalen ohne Kreise Minden und

Lübbecke, rechtsrheinischer Teil des

Regierungsbezirks Düsseldorf, Kreise
Cleve, Mörs, Geldern, Gummersvach,

Wipoerfürth, Walddröl. Mtenkirchen.

Rheinland:
Rheinprovinz (ohne rechtsrheinischen
Teil des Regierungsbezirks Düsseldorf
»und ohne Kreise Cleve, Mörs, Gel¬

dern. Gummersbach, Wivverfürth.
Waldbröh Alterckirchn, und Wetzlar).
Birkenfeld.

Hessen:
Freistaat Hessen.

Lübeck

(nebenamtlich)

Hamburg
(ncbenamttich)

Hannover
(nebenamtlich; ständiger
Vertreter f. Schkichtungs-
ausfchußbezirk Bremen)

Dortmund

(Hauptamtlich)

Köln

(hlNiptamttich)

Darm sta d t

^nebenamtlich)
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Schlichterbezirk Sitz des Schlichters

HeZsen-Msfau:
Hrovinz Hessen°Nassau (ohne Schmal»

Frankfurt o,. M.

(nebenamtlich; ständiger

tsiden und okne Grafschaft Schaum»
bürg), Kreis Wetzlar. Freistaat

Bertreter in Cassel)

Wardeck.

Pfalz:
Pfalz.

Sitz noch unbestimmt
(nebenamtlich)

Vasen: Karlsruhe
Freistaat Baden. (nebenamtlich)

Württemberg: Stuttgart

Freistaat Württemberg, Hohenzollern. (nebenamtlich)

Bayern: München

Freistaat Bayern. (nc<,enamllich)

Sachsen: Dresden

Freistaat Sachsen. (nebenamllich)

Thüringen: Weimar

Freistaat Thüringen. (nebenamtlich)

M.zcioeulfchland: Magdeburg

Provinz Sachsen, Schmaltalden, Frei¬ (nebenamtlich)
staat Anhalt.

Brandenburg: Berlin

Provinz Brandenburg (ohne Bezirk (nel«namtlich)
des Schlichwngsausschusics Grotz-
Berlin), Grenzmark

SroszVerttn: Berlin

Bezirk des Schlichtungsausschusses ^hauptamtlich)
Groß-Berlin.

NiederZchleflen: Breslau

Niederschlesten. (nebenamtlich)

Oberschkesien: Beuthen

Oberschlesten. (nebenamtlich)

Pommern: Stettin

Provinz Pommern, (nebenamllich)

Ostpreußen: Königsberg

Provinz Ostpreußen. (hauptamtlich)

Zu Schlichtern sind bisher bereits bestellt worden:

Schlichterdezirk Schleswig-Holstein: Direktor der Arbeitsbehörde

Sr. Linck in Lübeck:

«
- Hamburg: Smidikus Dr. Stenzel vom Senat in

Hamburg, stellvertretender Schlichter sür den Schlich-

Kmgsausschußbczirk Bremen (in ständiger Vertretung
des Schlichters sür den Bezirk Hannover): Vortragen¬
der Rat Dr. Voelkers vom Senat in Bremen;

« Westsalen: Reichs- und Staatskommissar Mehlich
«i Dortmund;
Hessen: Reg.-Rat Dr. Bern heim, Darmstadt;

«
Baden: Ob°erreg.-Rat Dr. HSuhner, Karlsruhe,
Gewerbeauffichtsamt;

„ Bayern: Reg^Rat Dr. Fux, Ministerium für soziale
Fürsorge in München;

„ Thüringen: Oberreg.°R«t Dr, Hauschild. Thür.,
Wirtschaftsministerium in Weimar;

« Mitteldeutschland: Dr. Lüttgens. Direktor des

Landesarbeitsamts Sachsen-Anhalt in Magdeburg;

« Brandenburg: Ministerialrat Wulfs in Berlin,
Luisenstraße (Reichsarbeitsverwaltung):

. Groß-Berlin: Reichsminister a. D. Wissell in

Berlin (Reichsnrbeitsoerwaltung);
„ Oderschtesien: Reg.» und Gewerberat Dr. Bran»

des ln Oppeln.

VerorSnung gegen öen Achtstunöentag.
Der Reichstag hat sich Anfang Dezember vertagt, ohne die Ar-

beitszeitvorlage zu verabschieden. Ein sozialdemokratischer Antrag,

zunächst die Demobilmnhungsverordnungen über die Arbeitszelt
«leder in Kraft zu setzen, wurde dem sogenannten Fünfzehneraus-
jchuß des Reichstags überwiesen. Der gesetzlose Zustand in der

Arbeitszeitfrage war gewollt. Die Frage, nunxneyr den Berord»

nungsweg zu beschreiten, oder bcsfer gesagt, den Achtstundentag
durch Diktatur aufzuheben, war erneut aktuell geworden. Die

Spitzengewerkschaften waren zweifellos in einer Zwangslage: Ge»

fetzlol^ Zustand oder Berordnung. Uns« ÄfA»Bund hat auch in

tiefer Situativ» die Berordnung abgelehnt und dem Reichsarbeits»

Ministerium ous d» Einladung z« einer entsprechenden Sitzung am

II. Dezember »ic folgt geantwortet;

Betr. Arbeitszcstgesctz.
«Wir danken Ihnen für die Einladpng zu der am 13. Dcz .r-

ber im Reichsarixitsministcruim stattfindendei, Sitzung. Kic jir.)
.mit dem Eruch einer Berordnung. zur Regelung der Arbeitszeit
befassen soll.
Nvoer oic' Stellungnahme des AfA-Bundes gestalten wir uns

folgendes m, znhlen: Räch nochmaliger cingeyenivr Beratung

s!c,,t dcr AjA-^u,id keine Verc.nlasslln.!, von scin^in Standpunkt
abzugehen, wonach die Regelung sozialpolitischer Frage:, nicht aus
Grum) des Ermachtigungszescizcs odcr sonnwis auf lxm Aus-

nohn'.eweZc geichehcn soll. Nach wie vor halten wir bis zur

cn^gü.i.gen gesetzlichen Regelung die Wicd<rittkrafijetznng dcr

DcmobilmachuNZsrerordniin^en zur Regelung dcr Arreitszsü vc:n

Lg. Nomm.de? 1913 ncbst der ergä.rzensc,i Anordnung vr»,

17. Tezembcr 1913 und dcr Verordnung vom 18. März litt!) für

völlig ausreichend um die augenblickliche Lücke für die Zwilchen,

zcit zu schlietzen/
Dcr En.wurf, dc? aus dem Vcrordnungswezc durchzcsührt wcrdeu

sollte, ist unseren Lesern aus dcr Dezemuernummer der AjÄ

Bundc:zeitung bekannt. Er engt dt« tcr,flichs 'LcwegiiiiZsfrciyci:
derart ein, daß der gesetzlose Zustund weniger gefährlich ist
als die dort vorgesehenen gesetzlichen uild ^börslichsn Ausnahmen
vcm Achtstundentag. Leider ist der AsA-Bund mit scincr S.ell'.m?-

nahme isoliert geblieben.
Auch der Fünszehnerausschuß des Reichstags hat alsdann uin

19. Dezember dieser Arbeitszeitoerordnung mit wenigen Abänbc.

rungen und unt>.r Ablehnung der sozialdemokralischs» Vcrbcssc-

ri,ngsanträze zugestimmt. So hat das samosc Ermächtigungsgcjctz
als« auch dcn Achtstundentag getroffen. Ob sich nnf diesem Wege der

Gcwalt die Arbci.sleistungsn steigern lassen, ist nichr als fraglich,

sicher aber ist, daß dcr gewerkschaftliche Kamps um dc» Achtstuiidcn.
tag weiter geht. Mögen im Augenblick dic Kräfteverhältnis ncch

ungünstig sein, es ist noch nicht allcr Tage Abcnd.

Sie ttlttschaftZiche M.eöecfassung.
Der Versassungsausschuh des Vorläufigen RstchswirtschahsrÄlc>

beschäftigte sich Ende November mit dcn Forderungen der Beamte!-,

der freien Beruse, der Verbraucher aus Einrichtung von Sond<r-

konmrsrn sür diese Gruppe als Unterausschuh der neuen Wirl-

jchsftsverfassung. Zu. der Frage dcr Einrichtung oon Bezirlswiri»

sc.,nstsräten wurde mit großer Mehrheit ein Vermittlungscmlrag

der Arbeitgeber und Arbeitnehmer ar,genommen, daß ein end¬

gültiger Beschluß über die Organisation der Bezirkswirtschaftsrät:

erst möglich sei, wenn die Organisationen der Unterstufe (Sonder-

kammern für Handel und Industrie, Landwirtschaft, Hnndwcrk usw.)

feststehe. Jn der Frage der Fachausschüsse wurde die Rczierunqs-

vorläge mit großer Mehrheit abgelehnt. Zur Mitarbeit au dcn Be¬

schlüssen dcr ständigen Ausschüsse können vom Rcichswirtschoftsrat

Fachausschüsse (Arbeitsausschüsse) gestellt werde», dencn auch andere

Personen als die Mitglieder des Reichswirtschastsrats aiigehörc».
Es soll daran festgehalten werden, daß der Reichswirlschasisrat Ge¬

setzentwürfe der Regierung aus wirtschafts- und sozialpolitischem
Gebiet begutachtet, daß cr aber auch, worauf bcscmdcrcr Wcrr ge¬

legt wurde, Gcsstzesoorlagsn beantragen, eigene GescZzcsvarlaasn

aufstellen, durch die Reichsregierung beim Reichstag einbringe»

und oor dem Reichstag vertreten kann. Die Forderung, den Rcichc-

wirtschaflsrat aus einem bloß begutachtcnden Organ zu einer zwei¬

ten mitbeschließendsn Eesetzgcdungskammer zu machcn, wird nicht

erhoben.
Ueber die Z u s a in in s » s e tz » n g des Reichswirischaftsralss ist

beschlossen worden: Der endgüluge Reichswirtschaftsrat soll Ver¬

treter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer aus Handel, Industrie

und Verkehr, dcm Handwerk, der Landwirtschaft uud dcr Forst¬

wirtschaft umfassen. Arbeitgeber- und Arbeitnehmcroertrctsr bilden

in g!«cher Stärke die Abteilungen 1 und 2. Tane'vc» bilden Ber.

trsler der sonstigen Kreise des Wirtschaftslebens die Abteilung 3.

Jn den Abteilungen 1 und 2 ist eins Gliederung nach Berufsgrup¬

pen vorzusehen in Abteilung 3 können Gruppen nach näherer ,Vor-

schrift der Geschäftsordnung gebildet werde». Die Abteilung 3

soll umsassen Vertreter der Gemeinden und der Gemeinixvcrbände,

der sreien Berufe, der Beamten der genossenschaftlich oder in son¬

stiger Form zur Wahrung ihrer Berbrauckzerinteressen organisierten

Verbraucher des Wohnungswesens, der Sozial- und Wirtschafts.

Wissenschaften sowie dic von der Reichsregierung nach Ziffcr 7 be¬

nannten Mitglisder.
Bei der Wahl der Mitglieder ist neben dem Gesichtspunkt der

Gewinnung von Vertretern der allgemeinen wirtschaftlichen Inter»

essen zu berücksichtigen, daß auch die besonderen wirtschaftlichen

Interessen der verschiedenen Wirtschaftsgebiete dcs Reiches zur Gel-

tung kommen müssen. Die Wahlen haben demgemäß zu ersolgen,

sobald Bezirkswirtschaftsräte gebildet sind, teils durch die Bezirks-

Wirtschaftsräte, teils durch die zentralen Organisationen. Die Ver-

treter der Bezirkswirtschaftsröte haben Anspruch auf höchsten« «in
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Viertel der Gesamtzahl der Slhe. Die Verteilung dieser Sitze aus

di« BeMswtrtschaftsräle regelt dte. Reichsregierung mit Zustim»

mung des Neichsrats: dabei sind Arbeitgeber- »nd Arbeitnehmer»

Vertreter unter dsn von den BezirrswirqcheZststäKn Gewählten tu

gleicher Zahl zu berücksichtigen. Für ewe geietzlich festgetegte Zabl

von Mitgliedern ist dte Ernennung durch die Retchsregierung vor»

zunehmen
Das zum Vorläufigen Reichswirtschaftsrat dem Reichsrat —

neben der Reichsregierung — zugestanden« Ernsmmnysrecht fällt

fort. Den Arb"iigcbern und ihren Beauftragten ist untersagt, Ar»

veitnehmer tn der Ueberuahine oder der Ausübung eines Mandats

znm Reichswirtschaftsrat zu beschränken oder sie deswegen zu be»

nachteiligen, Dte Gesamtzahl der Mitglieder des Netchsmlrtschafts»

rats soll im Interesse praktischer Arbeit und aus finanziellen Grün¬

den nicht mehr als dis Hälfte der jetzige» Mitglieder betragen.

Protest gegen Sie Reichsmietsteuer.
Die fünf Gewsrkschaftsbünde und der Deutsche Mteterbnnd haben

gegen die geplante Reichsmistftener gemeinsam be! der Reichsregie»

runq durch Uebermitteluuq nachstehend?!? Erklärung Protest erhoben:

„Die unterzetchnetsn Verbände haben Kenntnis davon erhalten,

dah dte Reichsrsqierung dts Neuregelung der Mietzinsbildung in

sinsm Sinns verfolgt, der für dte von Lohn und Gehalt lebenden

Volksschichten untragbar ist. Sie sehe» sich darum genötigt, dis

Reichsregierug nochmals und in letzter Stunde davor zu warnen,

ihre am 27, Oktober 1923 überreichten Vorschlüge über die Neu»

> regslung der Wohnungswirtschaft unberücksichtigt zu lassen. Ins¬

besondere weisen sie darauf hin, daß sie nicht imstande sind, die

Reichsregierung in der Durchführung der geplanten Mietsteuer zu

imisrstüKe», wenn nicht folgende Fordsrungen bei der Neuregelung

V-erücksichtigung finden:
-

^

1, Das reichsgesetzliche Hshsitsrecht für die Neuregelung der Woh¬

nungswirtschaft muß auch weiterhin aufrechtcrhaUen bleiben.

2. Die Aufwertung der gegenwärtigen Mieten darf nur nach

Maßgabe der Steigerung der Kaufkrast der Löhne und Gehälter

erfolgen und hat auf den heute nicht übersehbaren Stand der Wirt¬

schaft Rücksicht zu nehmen,
3 Nach Abdeckung der Unkosten sllr eins ordnungsmäßige Be¬

wirtschaftung der Wohnungen ist jeder Mietmehrertrag der privaten

Bereicheru"« zu entziehen und zugunsten der Unterstützung leiZtunns-

schmacher Mieter und der Wohnungsbauwirtschaft in die öffentliche

Hand zu überführen.
4, Dss Reichsmietengesetz bleibt aufrechterhalten unbeschadet einsr

oereiniachten und einheitlichen Durchführung durch die Länder.

5. Zur Linderung der Wohnungsnot muh aus der. Wuhnungs-

wirtschaft selbst schleunigst eine ausreichende gemeinwirtschaftltche
Ko.vitolauslle erschlossen werden.

Schärfsten Einspruch muß die Absicht des Reichsfinanzministsriums

hervorrufen, die Misten zu einer Einnahmecmells für allgemeine

Finanzbedürfnisse des Reichs, dsr Länder und Gemeinden zu machen.

Abaelehen davon, daß wir einen solchen Steuerweg für unsozial

halten, erscheinen uns die wirtschaftlichen Verhältnisse breitester

Volkskreiss derart, daß die beabsichtigte Belastung ihnen nicht zu¬

gemutet werden kann. Hinzu kommt, daß bei der Beschreitung des

von de? Regierung vorgesehenen Weges eine Belebung der aus

ollnemeinsn wirtschaftlichen und sozialen Gründen nötigen Bau¬

tätigkeit nicht zu erwarte» steht. Durch das Daniederliegen der

Bautätigkeit drohen nicht nur der Wirtschaft, sondern auch dem

Staat, besonders im Hinblick auf die dadurch bedingte Arbeitslosig»

keit. nrö^te Schäden.

Zusammenfassend erklären die nnierzeichnclen Verbände, daß sie

die bisher laut gewordenen Absichten der Reichsregierung nicht bil¬

ligen können: ste müssen diese vielmehr im Interesse der von ihnen

vertretenen Volksschichten aufs schärfste bekämpfen.

Allgemeiner Deutscher Gswertschaftsbund,
Deutscher Gewerkschaftsbund.

Allgemeiner freier Angestelltenbund.
Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter-, Angestellten- und Beamten¬

verbände.

Allgemeiner Deutscher Bsamtenbund. Deutscher Mietsrbund."

Lohnpolitik.
Der Lohnpolitijche Ausschuß des AfA-Bundes hat sich am

SS. November 1923 mit der Einstellung des Reichsarbeits¬

ministeriums zur Lohnpolitik beschäftigt und beschlossen, eine Ein»

gäbe an den Reichsarbeitsminister zu richten, deren wesentlichster

Inhalt lautet:

„Der schwere Drück der wirtschaktlichsn Krise lind deren rücksichts¬
los« Ausnutzung durch die Arbeitgeber, hat die Arbeitnehmer im

Kampf um einen angemessenen Lohn in eine sehr ungünstige Po»

«erantworttich s»r Hen Inhalt: S. Unii^insür.V«'!», — ü!?r aq: Allgemein« he

Druck! ÄikwKrtS MchixM'r-i >imd-Btträg«anstM P,

sition gebracht. In salcher Zeit erscheint es uns besondere Aufgabe
des Retchsärbeitsmtnisteriums zu fein, die wirtschaftllch Schwächere»

zu stützen und mit allen Mitteln wucherische Ausbeutung der Arbeits»

rraft zu verhindern. Leider sind wir genötigt auszüsprechen, doH
die Gewerkschaften nicht ^erzeugt d<wo« sind, daß alte Stellen im

Reichsaröettsmintfterium die Notwendigkeit solcher Einstellung restlos
erkannt haben: sie bezweifeln tnsbeso«dsre, daß die vom Reichs»

crrbsitsniinisterium mit Richtlinien versehenen Schlichtungsausschüsse
der eingangs, bezeichneten Aufgabe nachzugehen gewillt sind.
Jn bewußter Verkennung der wirklichen Tatsachen wird es s«

hingestellt, als ob. die Goldmark, in der heute gerechnet wird, an

Kaufkrast der Friedensgoldmark gleich sei, und daß der Abzug von

einem Drittel vom Friedsnslohn dcn durch die gegenwärtigen Ver¬

hältnisse gebotenen Cntbehrungsfaktor darstellt. Es kann aber nicht

bezweifelt wcrden, daß infolge der Wsltteusrunq bereits selbst die

schte Goldmark an Kaufkraft mehr als etn Drittel eingebüßt hat,

so daß Löhne, wenn sie auf dieser Basis abgeschlossen würden, bereits

einen reichlichen Entbehrungsfaktor enthielten. Nach unseren Wnh»

runqsoerkülinissen können aber zurzeit Fesimarklöhne nur In Gold»

anleihe- oder Nentenmark vereinbart wsrdsn, die an Kaufkrast

erheblich hinter der echten Goldmark zurückstehen. Diese Talfach'
wird in der gesamten Wirtschaft anerkannt, lvas in den in Gold

ausgedrückten Warenpreisen zum Ausdruck kommt.

Die statistischen Ergebnisse der jüngst vergangenen Wochen be»

weisen außerdem, daß die Teuerung der Lebenshaltung ganz wesent¬

lich stärker gestiegen ist als der Kurs der'Goldmark. Dadurch ist eine

weitere Rückentwitktung der Löhne und Gehälter, auch soweit sie in

Goldmark gerechnet werdsn, eingetreten.
Wenn aber die Verhältnisse so liegen, dann kann unmöglich an

der Fiktion festgehaltsu roerden, daß dte heutige Goldmark gleich

der Friedensgoldmark sei, und daß ein Fesimarklohn in nominaler

Frtcdenshöhe zu hoch l egen könne. Jm Gegenteil, enthält unter

den heutigen Preisverhältnissen ein Friedensnominallohn einen Ent¬

behrungsfaktor, der nicht nur sozial ungerecht, sondern auch wirt»'

schaftlich ganz unbegründet ist. Für die Beurteilung der, wirtschaft»

lich möglichen Löhne ist entscheidend die Preishöhe, Nachdem fest¬

steht, daß die Preise ein Vielfaches der Vorkriegszeit betragen, kann

nicht mehr die Rede davon sein daß die Löhne nicht einmal di«

Vorkrieqshöhe erreichen dürfen. Wird gegenüber der Vorkriegszeit

eine solch gewaltig« Differenz zmischen dem Preisniveau und'der,

Lohnhöhe festaehatten und damit die Kaufkraft der breiten Mahe

so niedrig gehalten, daß kaum die elementarsteir Lebensbedürfnisse
befrkdigt werden können, ist die Wiedergssundurig der Wirtschaft ganz

unmöglich. Das Ziel der Wirtschaftspolitik, den brachtiegendsn Pro-

duktionsapparat wieder in Bewegung zu setzen, kann ohne eins

Hebung der Kaufkraft bei der Masse der Bevölkerung und damit

der Wiederherstellung eines inneren Marktes nicht erreicht werde!!."

Abbau öer Äoziaipolitik.
Erst vor wenigen Monaten hatte der Reichstag nach.langen

Kämpfen ein Schutzgesetz zugunsten der Angestellten und Arbeiter

im besetzten Gebiet angenommen.' Die Träger des passiven-Wider»

stand« sollten einigermaßen gegen willkürliche Entlassung geschützt,

sie sollten grundsätzlich nach Aufhebung der Besetzung wieder ange¬

stellt werden. Auch dieses Schntzgefetz ist jetzt auf Grund der Er»

mä'chtigung aufgehoben morden. AfÄ-Bertreter haben sich bei den

Vorverhandlungen im Neichsarbeitsministsctum gegen die Aufhebung

gewandt, freilich ohne dabei die Unterstützung der übrigen Spitzen

gefunden zu haben. Wir hatten verlangt, daß zum mindesten ein

Ersatz des Kündiriunflsschutzes pescheisfen merden müsss. Dis in allen

Teilen des besetzten Gebietes, insbesondere auch in Mannheim, aus¬

gesprochenen Massenkündigungen hätten es dringend geboten er¬

scheinen lassen, dos Smutzgesetz ausrechtzuerbalten. Was nützen hier

sachliche Argumente. Wir leben unter der Ermächtigung. Es rast

der See, er will sei» Opfer, haben,

Keine geletzlicke Arbeitsgemeinschaft.
„Die Ar.beitszzemeinschaft ist roh es lebe die Arbeitsgemeinschaft/

Unter dieser Ueberschrift haben mir im Dezember darübcr berichtet,

daß die zusommenaebrochSne Zentxalarbeitsqemeinschaft künftig er»

sekt werden soll durch sogenannte „Fachausschüsse", die auf gesshttcher

Grundlage beruhen. Der Borstoß des AfA-Bundes aenen diesen

„Arbeitsgemeinschafts-Ersatz" ist nicht ohne Erfolg neb'ievcn. In

der Sitzung des Berfujsungsauzschusses dcs Rsichswirtschäftsrats vorn

23. November 1923 ift der Plan der Fachausschüsse begraben worden.'
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